
Vorbemerkungen: 

 

Auf Antrag der Kreistagsfraktionen CDU/GRÜNE vom 22.11.2018 hat der Kreistag 
anlässlich der Haushaltsberatungen zum Doppelhaushalt 2019/2020 die Verwaltung 

beauftragt, gemeinsam mit den kreisangehörigen Kommunen und mit externer 
Unterstützung ein Konzept zur Stärkung der Pflegeberatung im Rhein-Sieg-Kreis zu 

entwickeln. Aufgrund der demografischen Entwicklung und der im Rahmen der 
Pflegeplanung erarbeiteten Handlungsempfehlungen, soll eine zukunftssichere, 
wohnortnahe (Senioren-) und Pflegeberatung angeboten werden, die 

Pflegebedürftige und deren Angehörige fachkompetent informiert und die 
Möglichkeit zum längeren Verbleib in der eigenen Häuslichkeit unterstützt. Für die 

externe Unterstützung wurden Haushaltsmittel in Höhe von 50.000,- Euro 
bereitgestellt. 
 

Erläuterungen: 

 

Die Verwaltung hat die Zeit bis zur Genehmigung des Doppel-Haushalts durch die 

Bezirksregierung Köln genutzt, um zum einen in Gesprächen mit Vertretern des 
Bundesausschusses der Krankenkassen zu klären, ob eine finanzielle Förderung von 
noch zu konzipierenden Beratungsmodellen über den Bundesausschuss zur 

Verfügung stehende Mittel in Betracht kommt. Ergebnis war, dass spezielle 
Fördermittel nicht zur Verfügung stehen; erst nach Festlegung des künftigen 

Beratungssystems kann daher die Frage der möglichen Inanspruchnahme von 
Drittfinanzierungs-Mitteln weiter untersucht werden. Zum anderen hat die 
Verwaltung im Rahmen einer Marktsondierung geprüft, welche Institute/Firmen 

bereits Expertisen im Bereich von Pflegeberatungskonzepten vorweisen können.  
 

Da keine ausgewiesenen Experten ermittelt werden konnten, wurde in 
Zusammenarbeit mit der Zentralen Vergabestelle eine öffentliche Ausschreibung 

eingeleitet. Nach Auswertung der Angebote sollen bis zu drei der ausgewählten 
Bieter zu persönlichen Bieter-Präsentationen eingeladen werden. 
 

Die Verwaltung wird regelmäßig in den Sitzungen des Ausschusses über den 
aktuellen Stand berichten. 

 
Um Kenntnisnahme wird gebeten. 
 

Zur Sitzung des Ausschusses für Soziales, Gleichstellung und Integration am 
02.09.2019 

 
Im Auftrag 


